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267. Verordnung: Pauschalierung der Aufwandsentschädigung für Hochschullehrer, Vertrags-
assistenten, wissenschaftliche und künstlerische Hilfskräfte sowie Beamte
und Vertragsbedienstete des wissenschaftlichen Dienstes an den Hochschulen
und den wissenschaftlichen Anstalten

2 6 8 . Verordnung: Pauschalierung der Vergütungen für zeitliche Mehrleistungen für Hoch-
schullehrer, Vertragsassistenten sowie wissenschaftliche und künstlerische
Hilfskräfte an den Hochschulen

2 6 9 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 115 a Donawitzer Straße im Bereich
der Gemeinde Leoben

270. Kundmachung: Ratifikation des Internationalen Kaffee-Übereinkommens 1968 durch Italien
2 7 1 . Kundmachung: Geltungsbereich der Statuten der Internationalen Atomenergie-Organisation
272. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Föderativen Republik

Jugoslawien betreffend die Abänderung des Abkommens über die Regelung
des Grenzüberganges der Eisenbahnen

2 7 3 . Erklärung der Republik Österreich betreffend die Annahme des Beitritts des Fürstentums
Liechtenstein zum Übereinkommen über die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegen-
über Kindern

2 7 4 . Europäisches Übereinkommen zur Befreiung der von diplomatischen oder konsularischen
Vertretern errichteten Urkunden von der Beglaubigung

2 7 5 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Weltorganisation für
geistiges Eigentum betreffend „Wiener Diplomatische Konferenz über Ge-
werbliches Eigentum 1973"

2 6 7 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 25. Mai
1973 über die Pauschalierung der Aufwands-
entschädigung für Hochschullehrer, Vertrags-
assistenten, wissenschaftliche und künst-
lerische Hilfskräfte sowie Beamte und
Vertragsbedienstete des wissenschaftlichen
Dienstes an den Hochschulen und den wissen-

schaftlichen Anstalten

Gemäß § 20 in Verbindung mit dem § 15
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
in der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 214/1972, im Zusammenhang mit dem
§ 22 Abs. 1 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948,
BGBl. Nr. 86, in der Fassung der 20. Vertrags-
bedienstetengesetz-Novelle, BGBL Nr. 215/1972,
wird mit Zustimmung des Bundeskanzlers und
des Bundesministers für Finanzen verordnet:

§ 1. Die den Hochschullehrern im Sinne des
§ 32 Abs. 1 des Gehaltsüberleitungsgesetzes,
BGBl. Nr. 22/1947, in der Fassung der Gehalts-
überleitungsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 277/1972,

sowie die den Vertragsassistenten im Sinne des
§ 19 und den wissenschaftlichen und künst-
lerischen Hilfskräften im Sinne des § 18 Abs. 1
des Hochschulassistentengesetzes 1962, BGBl.
Nr. 216, und des § 13 des Kunsthochschul-
Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 54/1970, sowie
den Beamten und Vertragsbediensteten des
wissenschaftlichen Dienstes gebührenden Ent-
schädigungen für den Mehraufwand, der ihnen
in Ausübung des Dienstes oder aus Anlaß der
Ausübung des Dienstes notwendigerweise ent-
standen ist, werden pauschaliert.

§ 2. Das Pauschale wird für die nachstehend
genannten Gruppen jeweils einheitlich in einem
monatlich gebührenden Betrag wie folgt fest-
gesetzt:

16 126
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§ 3. Diese Verordnung tritt mit dem 1. De-
zember 1972 in Kraft.

§ 4. Diese Aufwandsentschädigungen treten an
die Stelle des im Rahmen der Sonderzulage für
Forschungsaufwand und Mehrleistungen ent-
haltenen Aufwandsentschädigungsanteiles sowie
der zur Anschaffung wissenschaftlicher Literatur
oder als Ersatz für Fortbildungsausgaben ge-
währten Leistungen; die vom 1. Dezember 1972
an fortgezahlten Beträge sind auf die nach dieser
Verordnung gebührenden Aufwandsentschä-
digungen anzurechnen.

Firnberg

2 6 8 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 25. Mai
1973 über die Pauschalierung der Vergütun-
gen für zeitliche Mehrleistungen für Hoch-
schullehrer, Vertragsassistenten sowie wissen-
schaftliche und künstlerische Hilfskräfte an

den Hochschulen

Gemäß § 16 in Verbindung mit dem § 15
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
in der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle,

BGBl. Nr. 214/1972, im Zusammenhang mit dem
§ 22 Abs. 1 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948,
BGBl. Nr. 86, in der Fassung der 20. Vertrags-
bedienstetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 215/1972,
wird mit Zustimmung des Bundeskanzlers und
des Bundesministers für Finanzen verordnet:

§ 1. Die den Hochschullehrern im Sinne des
§ 32 Abs. 1 des Gehaltsüberleitungsgesetzes,
BGBl. Nr. 22/1947, in der Fassung der Gehalts-
überleitungsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 277/1972,
sowie die den Vertragsassistenten im Sinne des
§ 19 und den wissenschaftlichen und künst-
lerischen Hilfskräften im Sinne des § 18 Abs. 1
des Hochschulassistentengesetzes 1962, BGBl.
Nr. 216, und des § 13 des Kunsthochschul-
Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 54/1970, ge-
bührenden Vergütungen für regelmäßige zeit-
mäßige Mehrleistungen, die zur ordnungs-
gemäßen Bewältigung ihrer Aufgaben notwendig
sind, werden pauschaliert.

§ 2. Das Pauschale wird in einem Hundertsatz
des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungs-
zulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung für
die nachstehend genannten Gruppen jeweils ein-
heitlich wie folgt festgelegt:

§ 3. Je 33'3 v. H. der Vergütungen stellen den
Oberstundenzuschlag dar.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit dem 1. De-
zember 1972 in Kraft.

§ 5. Diese pauschalierten Vergütungen treten
an die Stelle der Mehrleistungsvergütungen, die
im Rahmen der Sonderzulage für Forschungs-
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aufwand und Mehrleistungen gewährt worden
sind; die vom 1. Dezember 1972 an fortgezahlten
Beträge sind auf die nach dieser Verordnung
gebührenden Vergütungen anzurechnen.

Firnberg

2 6 9 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 25. Mai 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 115 a Donawitzer Straße im Bereich der

Gemeinde Leoben

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 115 a Donawitzer
Straße wird im Bereich der Gemeinde Leoben
wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt
bei Projekts-km 144,044 (alt-km 143,955), in un-
mittelbarer Nähe des sogenannten Judaskreuzes,
von der bestehenden Straßentrasse ab, führt in
gestreckter Linienführung westlich der bestehen-
den Trasse und bindet nach teilweiser Benützung
derselben bei Projekts-km 144,300 (alt-
km 144,215) in diese wieder ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung und beim Stadtamt Leoben aufliegen-
den Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf vorangeführten
Straßenteil Anwendung. Der in dessen Abs. 2 an-
geführte Geländestreifen beträgt 20 m beiderseits
der Straßenachse.

Moser

2 7 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 29. Mai 1973 betreffend die Ratifi-
kation des Internationalen Kaffee-Über-

einkommens 1968 durch Italien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Italien am 21. März 1973
seine Ratifikationsurkunde zum Internationalen
Kaffee-Übereinkommen 1968 (BGBl. Nr. 342/
1969, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 422/1972) hinter-
legt.

Kreisky

2 7 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 1. Juni 1973 betreffend den Geltungs-
bereich der Statuten der Internationalen

Atomenergie-Organisation

Nach Mitteilung der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika haben folgende weitere
Staaten die Statuten der Internationalen Atom-
energie-Organisation (BGBl. Nr. 216/1957, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 90/1967) angenommen:

Staaten: Inkrafttreten:

Singapur 5. Jänner 1967
Sierra Leone 4. Juni 1967
Uganda 30. August 1967
Liechtenstein 13. Dezember 1968
Sambia 8. Jänner 1969
Malaysia 15. Jänner 1969
Niger 27. März 1969
Honduras ist aus der Internationalen Atom-

energie-Organisation am 19. Juni 1967 aus-
getreten.

Kreisky

272.

Nachdem das am 10. August 1971 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien betreffend die Abänderung
des Abkommens über die Regelung des Grenzüberganges der Eisenbahnen vom 11. Dezember 1962
in der Fassung des Abkommens vom 28. April 1967,

welches also lautet:

A B K O M M E N
zwischen der Republik Österreich und der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugo-
slawien betreffend die Abänderung des Ab-
kommens über die Regelung des Grenzüber-
ganges der Eisenbahnen vom 11. Dezember
1962 in der Fassung des Abkommens vom

28. April 1967

Artikel I

Das Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Föderativen Volksrepublik. Jugo-
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slawien über die Regelung des Grenzüberganges
der Eisenbahnen vom 11. Dezember 1962 in der
Fassung des Abkommens vom 28. April 1967
wird wie folgt abgeändert:

1. Artikel 3, Absätze 1—3, hat zu lauten:

„(1) Zur Durchführung des Grenzüberganges
der Eisenbahnen werden folgende Strecken er-
öffnet:

a) Rosenbach / Jesenice
b) Bleiburg / Prevalje
c) Spielfeld-Straß / Sentilj

(2) Für die im Absatz 1 genannten Strecken
werden folgende Betriebswechselbahnhöfe festge-
legt:

a) Jesenice
b) Bleiburg
c) Spielfeld-Straß

(3) Grenzbahnhöfe im Sinne dieses Abkom-
mens sind:

a) Rosenbach
b) Prevalje
c) Sentilj"

2. Artikel 5 entfällt.

3. Artikel 12 entfällt.

4. Artikel 15 Absatz 3 hat zu lauten:

„(3) Den Eisenbahnbediensteten der Nachbar-
verwaltung wird seitens der Eigentumsverwal-
tung im Falle der Erkrankung oder eines Un-
falles auf der Anschlußgrenzstrecke oder im Be-
triebswechselbahnhof sowie im erweiterten Zug-
förderungsdienst (Artikel 6) die notwendige
Erste Hilfe gewährt."

5. Artikel 17 Absatz 1 hat zu lauten:

„(1) Die im Betriebswechselbahnhof oder auf
der Anschlußgrenzstrecke sowie im erweiterten
Zugförderungsdienst (Artikel 6) verwendeten
Eisenbahnbediensteten der Nachbarverwaltung
sind berechtigt, ihre Dienstkleider oder ihre
sichtbaren Dienstabzeichen während und außer-
halb des Dienstes zu tragen."

6. Artikel 25 entfällt.

Artikel II

Punkt 3 des Schlußprotokolls vom 11. Dezem-
ber 1962 zum Abkommen entfällt.

Artikel III

Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Es
tritt einen Monat nach Austausch der Ratifika-
tionsurkunden in Kraft. Die Ratifikationsurkun-
den werden in Belgrad ausgetauscht werden.
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ZU URKUND dessen haben die Bevollmäch-
tigten dieses Abkommen unterzeichnet und mit
Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 10. August 1971,
in doppelter Urschrift in deutscher und serbo-
kroatischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:

Rudolf Kirchschläger m. p.

Für die Sozialistische Föderative Republik
Jugoslawien:

Mitja Vošnjak m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Verkehr und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, am 8. März 1973

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Verkehr:
Frühbauer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen sind am 13. April 1973 ausgetauscht
worden; das Abkommen ist daher gemäß seinem Art. III am 13. Mai 1973 in Kraft getreten.

Kreisky

273.

Nachdem die

Erklärung der Republik Österreich betreffend die Annahme des Beitritts des Fürstentums Liechten-
stein zum Übereinkommen vom 15. April 1958 über die Anerkennung und Vollstreckung von

Entscheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern *)

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident der
Republik Österreich im Namen der Republik Österreich, den Beitritt des Fürstentums Liechtenstein
zum Übereinkommen vom 15. April 1958 über die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern anzunehmen.

BGBl. Nr. 294/1961, letzte Kundmachung betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 339/1972
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Erklärung vom Bundespräsidenten unterzeichnet, vom
Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 13. März 1973

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Das vorliegende Übereinkommen ist zwischen Österreich und Liechtenstein am 5. April 1973
in Kraft getreten.

Kreisky

274.

Nachdem das am 7. Juni 1968 in London zur Unterzeichnung aufgelegte Europäische Über-
einkommen zur Befreiung der von diplomatischen oder konsularischen Vertretern errichteten
Urkunden von der Beglaubigung, welches also lautet:

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES
ÜBEREINKOMMEN ZUR
BEFREIUNG DER VON

DIPLOMATISCHEN
ODER

KONSULARISCHEN VER-
TRETERN ERRICHTE-

TEN URKUNDEN VON
DER BEGLAUBIGUNG

Die Mitgliedstaaten des
Europarates, die dieses Überein-
kommen unterzeichnet haben,

in der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarates ist, eine
engere Verbindung zwischen
seinen Mitgliedern herbeizufüh-
ren;

in der Erwägung, daß die Be-
ziehungen zwischen den Mit-
gliedsstaaten sowie zwischen
ihren diplomatischen oder kon-
sularischen Vertretern zuneh-
mend auf gegenseitigem Ver-
trauen beruhen;

in der Erwägung, daß die Be-
freiung von der Beglaubigung
darauf gerichtet ist, die Bande
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zwischen den Mitgliedstaaten zu
stärken, indem sie es ermöglicht,
ausländische Urkunden ebenso
zu verwenden wie Urkunden,
die von innerstaatlichen Behör-
den herrühren;

in der Überzeugung, daß es
notwendig ist, Urkunden, die
von ihren diplomatischen oder
konsularischen Vertretern er-
richtet sind, von der Beglaubi-
gung zu befreien,

haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1

Unter Beglaubigung im Sinne
dieses Übereinkommens ist nur
die Förmlichkeit zu verstehen,
die dazu bestimmt ist, die Echt-
heit der Unterschrift auf einer
Urkunde, die Eigenschaft, in der
der Unterzeichner der Urkunde
gehandelt hat, und gegebenen-
falls die Echtheit des Siegels oder
Stempels, mit dem die Urkunde
versehen ist, zu bestätigen.

ARTIKEL 2

1. Dieses Übereinkommen ist
auf Urkunden anzuwenden, die
von den diplomatischen oder
konsularischen Vertretern einer
Vertragspartei in ihrer amtlichen
Eigenschaft und in Wahrneh-
nehmung ihrer Aufgaben in dem
Hoheitsgebiet irgendeines Staa-
tes errichtet worden sind und
die vorgelegt werden sollen

a) in dem Hoheitsgebiet
einer anderen Vertrags-
partei oder

b) vor diplomatischen oder
konsularischen Vertretern
einer anderen Vertrags-
partei, die ihre Aufgaben
in dem Hoheitsgebiet eines
Staates wahrnehmen, der
nicht Vertragspartei dieses
Übereinkommens ist.

2. Dieses Übereinkommen ist
auch auf amtliche Bescheinigun-
gen, wie zum Beispiel Vermerke
über die Registrierung, Sichtver-
merke zur Feststellung eines be-
stimmten Zeitpunktes und Be-
glaubigung von Unterschriften
anzuwenden.
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ARTIKEL 3

Jede Vertragspartei befreit die
Urkunden, auf die dieses Über-
einkommen anzuwenden ist, von
der Beglaubigung.

ARTIKEL 4

1. Jede Vertragspartei trifft die
notwendigen Maßnahmen, um
zu vermeiden, daß ihre Behör-
den die Beglaubigung in Fällen
vornehmen, in denen dieses
Übereinkommen von der Be-
glaubigung befreit.
2. Jede Vertragspartei stellt,
soweit erforderlich, die Prüfung
der Echtheit der Urkunden
sicher, auf die dieses Überein-
kommen anzuwenden ist. Für
diese Prüfung werden Gebühren
oder Auslagen irgendwelcher
Art nicht erhoben; sie wird so
schnell wie möglich vorgenom-
men.

ARTIKEL 5

Dieses Übereinkommen geht
im Verhältnis zwischen den Ver-
tragsparteien den Bestimmungen
von Verträgen, Übereinkommen
oder Vereinbarungen vor, die
die Echtheit der Unterschrift
diplomatischer oder konsulari-
scher Vertreter, die Eigenschaft,
in der der Unterzeichner einer
Urkunde gehandelt hat, und ge-
gebenenfalls die Echtheit des
Siegels oder Stempels, mit dem
die Urkunde versehen ist, der
Beglaubigung unterwerfen oder
unterwerfen werden.

ARTIKEL 6

1. Dieses Übereinkommen liegt
für die Mitgliedstaaten des
Europarates zur Unterzeichnung
auf. Es bedarf der Ratifikation
oder der Annahme. Die Ratifi-
kations- oder Annahmeurkun-
den werden beim Generalsekre-
tär des Europarates hinterlegt.

2. Dieses Übereinkommen tritt
drei Monate nach Hinterlegung
der dritten Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

3. Für jeden Unterzeichner-
staat, der das Übereinkommen
später ratifiziert oder annimmt,
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tritt es drei Monate nach Hinter-
legung seiner Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

ARTIKEL 7

1. Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das
Ministerkomitee des Europa-
rates jeden Nichtmitgliedstaat
einladen, diesem Übereinkom-
men beizutreten.

2. Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde bei dem Generalsekre-
tär des Europarates; die Ur-
kunde wird drei Monate nach
der Hinterlegung wirksam.

ARTIKEL 8

1. Jede Vertragspartei kann
bei der Unterzeichnung oder bei
der Hinterlegung ihrer Ratifi-
kations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde einzelne oder
mehrere Hoheitsgebiete bezeich-
nen, auf die dieses Übereinkom-
men Anwendung findet.

2. Jede Vertragspartei kann bei
der Hinterlegung ihrer Ratifi-
kations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde oder jederzeit da-
nach durch eine an den General-
sekretär des Europarates gerich-
tete Erklärung dieses Überein-
kommen auf jedes weitere in
der Erklärung bezeichnete
Hoheitsgebiet erstrecken, dessen
internationale Beziehungen sie
wahrnimmt oder für das sie
Vereinbarungen treffen kann.

3. Jede nach Absatz 2 abge-
gebene Erklärung kann in bezug
auf jedes darin bezeichnete
Hoheitsgebiet nach Maßgabe des
Artikels 9 zurückgenommen
werden.

ARTIKEL 9

1. Dieses Übereinkommen
bleibt auf unbegrenzte Zeit in
Kraft.
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2. Jede Vertragspartei kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär des
Europarates gerichtete Notifika-
tion für sich kündigen.

3. Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär
wirksam.

ARTIKEL 10

Der Generalsekretär des
Europarates notifiziert den Mit-
gliedstaaten des Rates und jedem
Staat, der diesem Übereinkom-
men beigetreten ist:

a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer

Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde;

c) jeden Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Über-
einkommens;

d) jede nach Artikel 8 einge-
gangene Erklärung;

e) jede nach Artikel 9 einge-
gangene Notifikation so-
wie den Zeitpunkt, an dem
die Kündigung wirksam
wird.

ZU URKUND DESSEN
haben die hierzu gehörig be-
fugten Unterzeichneten dieses
Übereinkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu London,
am 7. Juni 1968, in englischer
und französischer Sprache, wo-
bei jeder Wortlaut gleicher-
maßen vefbindlich ist, in einer
Urschrift, die im Archiv des
Europarates hinterlegt wird.
Der Generalsekretär des Europa-
rates übermittelt allen Unter-
zeichnerstaaten und allen bei-
tretenden Staaten beglaubigte
Abschriften.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die ge-
wissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Buhdesminister für Unterricht und Kunst, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom
Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundes-
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minister für Handel, Gewerbe und Industrie, vom Bundesminister für Verkehr, vom Bundes-
minister für Landesverteidigung, vom Bundesminister für Bauten und Technik, vom Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung, vom Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz und vom
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 20. Feber 1973

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Inneres:

Rösch

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Unterricht und Kunst:

Sinowatz

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Häuser

Der Bundesminister für Finanzen:

Androsch

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Weihs

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Staribacher

Der Bundesminister für Verkehr:

Frühbauer

Der Bundesminister für Landesverteidigung:

Lütgendorf

Der Bundesminister für Bauten und Technik :
Moser

Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung:
Firnberg

Der Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz:
Leodolter

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die österreichische Ratifikationsurkunde zum vorliegenden Übereinkommen wurde am 9. April
1973 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt. Das Übereinkommen tritt somit gemäß
seinem Art. 6 Abs. 3 am 9. Juli 1973 für Österreich in Kraft.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates vom 10. April 1973 gehören folgende
Staaten dem Übereinkommen an: Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Liechtenstein,
Niederlande, Schweiz, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland (einschließlich
Jersey und Bailiwick auf Guernsey) und Zypern.

Kreisky
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275.
(Übersetzung)

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER WELT-

ORGANISATION FÜR GEISTIGES
EIGENTUM

IM HINBLICK DARAUF, daß die Weltorgani-
sation für geistiges Eigentum (in der Folge als
WIPO bezeichnet) beschlossen hat, eine Diploma-
tische Konferenz mit dem Titel „Wiener Diplo-
matische Konferenz über Gewerbliches Eigentum
1973" einzuberufen;

IM HINBLICK DARAUF, daß die Österreichi-
sche Bundesregierung (in der Folge als Regierung
bezeichnet) in einem Schreiben des Bundesmini-
sters für Auswärtige Angelegenheiten vom
10. September 1971 die WIPO eingeladen hatte,
die besagte Diplomatische Konferenz (in der Folge
als Konferenz bezeichnet) in Wien abzuhalten;

IM HINBLICK DARAUF, daß die Zeit, wäh-
rend der die Konferenz abgehalten werden wird,
für 17. Mai bis einschließlich 12. Juni 1973 fest-
gelegt wurde;

KOMMEN die Regierung und die WIPO
hiemit über folgendes

ÜBEREIN:

I. Räumlichkeiten, Einrichtungen und Bürobedarf:

1. Die Regierung wird die Räume und Büros
in der Neuen Hofburg auf ihre Kosten zur Ver-
fügung stellen, welche für die Abhaltung der
Konferenz erforderlich sind. Diese Räumlich-
keiten sollen umfassen:

Einen großen Konferenzsaal („Festsaal") für
Plenarsitzungen (300 Sitze an Tischen, Dol-
metscheranlagen für vier Sprachen);

Einen Konferenzsaal („Neuer Saal") für Sit-
zungen des Hauptausschusses (100 Sitze an
Tischen, Dolmetscheranlagen für vier Sprachen);

Zwei kleinere Räume für Sitzungen von Ar-
beitsgruppen (davon jeder mit 50 Sitzen an
Tischen und Dolmetscheranlagen für zwei Spra-
chen);

Zwei Sitzungszimmer für Delegationen (jedes
mit ungefähr 20 Sitzen ohne Dolmetscheranla-
gen);

Geeignete Arbeitsräume sowie alle erforder-
lichen Einrichtungen für die Presse und andere
Informationsmedien, für die Vervielfältigung und
Verteilung von Dokumenten;

Geeignete Büroräume für Beamte und den Stab
der Konferenz;

Einen Raum für eine Bücherei und für Nach-
schlagewerke und Dokumente;

Einen Aufenthaltsraum für Delegierte; sowie
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Einen großen Raum, welcher von den Dol-
metschern gleichzeitig als Büro- und Aufenthalts-
raum benützt werden kann.

2. Die Räumlichkeiten werden der WIPO wäh-
rend der gesamten Dauer der Konferenz, sowie
für die Zeiträume vor deren Eröffnung und nach
deren Abschluß zur Verfügung stehen, die vom
WIPO-Sekretariat in Beratung mit der Regierung
zur Vorbereitung und zur Abwicklung aller mit
der Konferenz zusammenhängenden Angelegen-
heiten für nötig erachtet werden.

3. Die Regierung wird die oben angeführten
Räume und Büros auf ihre Kosten in einer für
einen klaglosen Ablauf der Konferenz geeigneten
Weise mit Möbeln ausstatten, einrichten und in
gutem Zustand erhalten. Die Konferenzsäle sollen
mit einer Simultandolmetschanlage ausgestattet
sein und außerdem die Möglichkeit für Tonband-
aufnahmen bieten. Die Regierung wird auch die
notwendigen Maßnahmen treffen, um Presse-,
Fernseh-, Rundfunk- und Filmarbeiten zu er-
möglichen.

4. Die Regierung wird auf ihre Kosten Einrich-
tungen wie Hochleistungsfotokopiergeräte mit
Sortiervorrichtungen und andere Vervielfälti-
gungsmaschinen, elektrische Schreibmaschinen mit
Tastaturen der benötigten Sprachen, Tonband-
geräte und alle anderen Geräte zur Verfügung
stellen und in gutem Zustand erhalten, soweit sie
zum klaglosen Ablauf der Konferenz erforderlich
sind.

5. Die Regierung wird für die Einrichtung
eines Bank-, Post-, Telephon- und Telegraphen-
dienstes innerhalb des Konferenzbereiches Sorge
tragen.

6. Die Regierung wird die Kosten für alle er-
forderlichen Dienstleistungen einschließlich der
Kosten für Telephongespräche des Sekretariates
der Konferenz innerhalb Wiens sowie die Kosten
für Fernschreiben zwischen dem Konferenzsekre-
tariat und dem WIPO-Büro in Genf tragen.

7. Die WIPO wird auf ihre eigenen Kosten das
Papier zur Verfügung stellen, welches für die
Dokumente gebraucht wird, gleichgültig, ob die
Vervielfältigung im Offset-Verfahren, durch
Xerox oder irgendeinen anderen Apparat erfolgt.

8. Die Regierung wird auf ihre Kosten Büro-
material, wie Notizblöcke und Bleistifte für die
Konferenzräume, sowie Namenskarten für die
Delegierten bereitstellen.

II. Transportwesen und Unterbringung:

1. Die Regierung wird auf ihre Kosten zwei
Personenkraftwagen und einen Kleinbus samt
Fahrern zur Benützung für Beamte und den Stab
der WIPO zur Verfügung stellen.
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2. Die Regierung wird Einrichtungen zur Un-
terstützung bei Hotelreservierungen während der
Konferenzdauer für Delegationen, das Sekretariat,
die Presse und andere Konferenzteilnehmer zur
Verfügung stellen.

III. Polizeischutz:

Die Regierung wird auf ihre Kosten die Polizei-
kräfte zur Verfügung stellen, die erforderlich
sind, um einen geordneten und in jeder Hinsicht
ungestörten Ablauf der Konferenz zu gewähr-
leisten. Diese Polizeikräfte sollen unter der direk-
ten Aufsicht und Überwachung eines von der
Regierung zu bestellenden höheren Beamten ste-
hen, der mit dem verantwortlichen Beamten der
WIPO in enger Zusammenarbeit stehen soll, um
eine angemessene Atmosphäre von Sicherheit und
Ruhe zu gewährleisten.

IV. Sur place-Personal für die Konferenz:

1. Die Regierung wird einen Verbindungs-
beamten zur WIPO, sowie dessen Stellvertreter
namhaft machen, der für die Durchführung aller
in diesem Abkommen genannten zur Abhaltung
der Konferenz erforderlichen Maßnahmen ver-
antwortlich ist.

2. Die Regierung wird auf ihre Kosten die Dol-
metscher, Tontechniker und anderes technisches
Personal engagieren und beistellen, das für das
ordentliche Funktionieren der im Abschnitt I
Absatz 3 und 4 genannten Geräte erforderlich ist.
Die Regierung wird auch auf eigene Kosten, so-
weit erforderlich, Arbeitskräfte für die Verviel-
fältigung der Dokumentation, Konferenzfunk-
tionäre und Bürohilfskräfte und Hauspersonal
wie Amtsdiener, Boten und Reinigungspersonal,
sowie die Fahrer für die im Abschnitt II erwähn-
ten Personenkraftwagen und den Minibus zur
Verfügung stellen.

V. Haftung:

Die Regierung wird die WIPO und ihr Personal
bezüglich (a) Schäden und Beschädigungen an Per-
sonen oder Sachen in den im Abschnitt I angeführ-
ten Räumlichkeiten; (b) Schäden oder Beschädi-
gungen an Personen oder Sachen, die durch oder
bei Benützung der im Abschnitt II genannten
Transportmittel; (c) der Anstellung des im Ab-
schnitt IV erwähnten Konferenzpersonals entste-
hen, schad- und klaglos halten.

VI. Privilegien und Immunitäten:

1. Hinsichtlich der Konferenz wird die Regie-
rung die Bestimmungen bezüglich Privilegien und
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Immunitäten aus dem Abkommen zwischen der
Republik Österreich und den Vereinten Nationen
über den Amtssitz der Organisation der Verein-
ten Nationen für Industrielle Entwicklung auf die
WIPO, die Beamten der WIPO sowie die Vertre-
ter der Staaten und Organisationen, welche zu
der Konferenz eingeladen wurden, so anwenden,
als ob die Konferenz von der Organisation der
Vereinten Nationen für Industrielle Entwicklung
und nicht von der WIPO abgehalten werden
würde.

2. Irgendwelche Sichtvermerke, welche die in
Absatz 1 genannten Personen benötigen sollten,
werden so rasch wie möglich erteilt werden. Die
Sichtvermerke werden von österreichischen diplo-
matischen oder konsularischen Vertretungen im
Ausland gebührenfrei erteilt werden.

VII. Allgemeine Bestimmungen:

1. Dieses Abkommen kann durch eine schrift-
liche Übereinkunft zwischen der Regierung und
der WIPO abgeändert werden.

2. Die WIPO wird die Regierung zu gegebener
Zeit rechtzeitig über die Einzelheiten der gemäß
diesem Abkommen benötigten Einrichtungen
schriftlich in Kenntnis setzen.

3. Dieses Abkommen tritt mit dem Tage seiner
Unterzeichnung durch beide Vertragsteile in Kraft
und bleibt für die Dauer der Konferenz bzw. für
jene Zeitdauer in Kraft, die zur Abwicklung aller
mit der Konferenz zusammenhängenden Ange-
legenheiten erforderlich ist.

ZU URKUND DESSEN haben die Vertreter
der Österreichischen Bundesregierung bzw. der
Weltorganisation für geistiges Eigentum das vor-
liegende Abkommen unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf in zweifacher Ausferti-
gung am elften Mai 1973.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. R. Martins e. h.

Für die Weltorganisation für geistiges Eigentum:

Bodenhausen e. h.

Kreisky
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